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Vom Ende der Ordnungspolitik

von Klaus F. Zimmermann*

Unvermeidlicher Pragmatismus hat angesichts der nahenden Bun-
destagswahlen mit der angeblichen Rettung von Opel das Signal zum 
Einstieg in eine gefährliche Runde ordnungspolitischer Fehlentschei-
dungen gegeben. Bundeswirtschaftsminister Karl-Theodor zu Gut-

tenberg gebührt das Verdienst, ökonomische Rationalität im Interesse der Bürger bis 
zuletzt über politische Zweckrationalität gestellt zu haben. Sein Engagement verdient 
zu Recht Respekt. Denn das Rettungspaket ist in Wirklichkeit eine schmerzliche Nie-
derlage der sozialen Marktwirtschaft, die den Entscheidungsträgern noch heftig auf 
die Füße fallen dürfte.

Während die Opel-Mutter General Motors vom amerikanischen Staat in die Insolvenz 
getrieben wird, um danach von ihm mit dem Einsatz von 50 Milliarden US-Dollar zu 
60 Prozent übernommen zu werden, wurde die deutsche Tochter zunächst in eine 
Auffanggesellschaft geleitet, die bis weit nach den Bundestagswahlen Gestaltungsfrist 
gibt. Damit wurde der von Guttenberg und vielen Ökonomen als vorteilhafter ange-
sehene Gang in die Insolvenz verhindert. Ziel ist es, unter maßgeblicher Beteiligung 
der austro-kanadischen Firma Magna International, einem respektablen globalen 
Automobilzulieferer, ein tragfähiges Unternehmenskonzept auszuarbeiten. In dieser 
Zeit gehört Opel vielen Herren, General Motors (35 Prozent), Magna (20 Prozent), 
der russischen Sberbank (35 Prozent) mit dem russischen Staat als Großaktionär und 
den Opel-Beschäftigten (10 Prozent). Der deutsche Staat ist mit einem Kredit über 
1,5 Milliarden Euro dabei, der innerhalb von fünf Jahren in eine 4,5 Milliarden Euro 
Bürgschaft umgewandelt werden soll. Die Übernahme von Opel durch den deutschen 
Staat ist dabei die wahrscheinlichste Lösung.

Gerettet wurden vorerst 26 000 Arbeitsplätze in Deutschland, aber was heißt das 
schon. Denn Magna möchte bereits jetzt bis zu 2 600 abbauen, dazu 8 500 an anderen 
europäischen Standorten. Klarheit auf mittlere Sicht gibt es nicht. Da eine geordnete 
Insolvenz die Firma und ihre Beschäftigten am besten sichert, hätte ein freier Wettbe-
werb unter geeigneten Bietern wahrscheinlich mehr für die dauerhafte Schaffung von 
Arbeitsplätzen getan, als das, was wir jetzt erleben werden. Denn die Herausforderung 
bleibt, dass derzeit weltweit die PKW-Produktionskapazität doppelt so groß ist wie die 
Nachfrage.

Entscheidend ist aber, dass die Regierung nur Hilfen an Unternehmen geben wollte, 
die im Juli 2008 noch keine Schwierigkeiten hatten. Das gilt nun weder für Opel, noch 
für Arcandor, dem nächsten Rettungskandidaten. Bei dem Kaufhauskonzern sind über 
50 000 Jobs in Gefahr. Die Schleusen für weitere Rettungswünsche sind somit breit 
geöffnet, die Politik wird den Druck der Öffentlichkeit spüren. In der Folge wird die 
Volkswirtschaft leiden, denn staatliche Eingriffe können auf Dauer marktwirtschaftliche 
Lösungen nur verschlechtern. 

*	Klaus F. Zimmermann ist Präsident des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin).
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